
DIE ZUKUNFT DER EU: RÜCKBAU ODER VERTIEFUNG?

7.  Die Visegrád-Gruppe und die 
Zukunft der europäischen Einigung: 
Kerneuropa als Alternative?

JÜRGEN KALB 

Das Ergebnis des britischen EU-Refe-
rendums zum Brexit wurde in den Län-

dern der Visegrád-Gruppe (Polen, Tsche-
chien, Slowakei, Ungarn) zumeist mit Be-
dauern und Sorge aufgenommen. Die am-
tierenden Regierungschefs befürchten ins-
besondere, dass sich Vertiefungsimpulse 
und Tendenzen zur Bildung eines Kerneu-
ropas, etwa um die Eurozone, verfestigen 
könnten. In Sachen Europapolitik sehen die 
Länder des östlichen Mitteleuropa große 
Risiken, die sich aus dem Brexit-Votum er-
geben könnten. Erstens befürchtet man, 
dass sich in einer EU-27 die Kräfteverhält-
nisse verändern würden – zugunsten 
Deutschlands bzw. der deutsch-französi-
schen Achse. Großbritannien war für die 
Länder der Region stets ein zu mindest po-
tenzieller Verbündeter und ein  Korrektiv zu 
Berlin und Paris. Zweitens wird erwartet, 
dass der britische EU-Austritt problemati-
sche integrationspolitische Konsequenzen 
habe. So besteht Sorge, ein Brexit könnte 
Vertiefungsimpulse in der EU auslösen, 
denen man selbst nicht folgen wolle, nicht zuletzt in der 
Flüchtlingsfrage. Deshalb laufe man Gefahr, in der künftigen 
Union an die politische Peripherie zu geraten. Drittens rech-
nen die ostmitteleuropäischen Länder mit ungünstigen Aus-
wirkungen auf weitere zentrale Felder und Querschnittsfra-
gen europäischer Politik. In der Wirtschaftspolitik wird eine 
Verschiebung hin zu weniger marktwirtschaftsorientierten 
Ansätzen für möglich gehalten. Bei den derzeit noch hohen 
Transferzahlungen in Richtung Mittel- und Osteuropa besteht 
die Sorge, diese könnten sich dramatisch reduzieren. Zudem 
wird ein möglicher Zuwachs des Einflusses der südeuropäi-
schen »Krisenländer« befürchtet. (vgl. Kai-Olaf Lang 2016)

Versuch einer gemeinsamen Außenpolitik 
der Visegrád-Gruppe

Der Name Visegrád hat historische Bedeutung: Bereits im 
14. Jahrhundert hatten sich in dem ungarischen Ort Herrscher aus 
Ungarn, Polen und Böhmen getroffen, um politisch-wirtschaftli-
che Verhandlungen zu führen. 650 Jahre später, nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs, haben sich Polen, Ungarn, Tschechien und die 
Slowakei in dieser Tradition zur sogenannten Visegrád-Gruppe 
zusammengeschlossen, um innerhalb der Europäischen Union 
möglichst mit einer Stimme auftreten zu können.
Seit der Flüchtlingskrise des Jahres 2015 ist diese Stimme nicht 
mehr zu überhören. Und inzwischen gelten die vier Staaten – alle 
Mitglieder der Europäischen Union – als wesentliche Bremser ei-
nes einheitlichen europäischen Vorgehens. Vor allem die polni-
sche Regierung ist bemüht, etwa in der Frage der Sicherheit eine 

gemeinsame Außenpolitik der vier Visegrád-Staaten zu etablie-
ren. Das Ziel: den innerhalb der EU dominierenden Ländern ein 
kleines aber doch wirksames Gewicht entgegenzusetzen. Eine 
Politik, die spätestens beim Versuch der EU-Kommission, allen 
Mitgliedstaaten eine festgelegte Flüchtlingsquote aufzuerlegen, 
endgültig zum Tragen kam. Was Polens nationalkonservative 
 Regierung, mit Beata Szydlo an der Spitze, besonders freute:
»Wir betonen die ganze Zeit, dass man das Flüchtlingsproblem in Europa 
zwar lösen muss. Aber wir dürfen dabei keinerlei Illusionen verfallen. Wir 
müssen konkrete und wirksame Maßnahmen treffen. Daher sagen wir 
klipp und klar: humanitäre Hilfe und Problembewältigung außerhalb der 
EU-Grenzen. Wir müssen die Probleme dort anpacken, wo sie entstehen 
und dürfen sie nicht auf jene EU-Mitgliedstaaten abwälzen, die für all 
das, was zurzeit in Europa passiert, keinerlei Verantwortung tragen.«
Der nationalkonservative Ministerpräsident Ungarns, Viktor Or-
bán, betonte immer wieder öffentlich: 
»Ungarn braucht keine Migranten. Wir brauchen sie weder für die Wirt-
schaft, die Demografie, noch für unsere Zukunft. Deshalb brauchen wir 
auch keine gemeinsame europäische Migrationspolitik. Wer Migranten 
braucht, soll sie reinlassen. Aber soll sie uns nicht aufdrängen. Wir brau-
chen sie nicht.« Orbán fungierte damit während der Flüchtlings-
krise 2015 als Lautsprecher der Visegrád-Gruppe.

Visegrád-Gruppe fordert Reformen in der EU

Nach dem Brexit-Referendum in Großbritannien mahnten die vier 
Visegrád-Staaten zunehmend die EU, die Entscheidungen ihrer 
souveränen Mitgliedstaaten zu achten. Für Polen, Tschechien, die 
Slowakei und Ungarn sei das Votum der Briten eine Warnung, 
dass die EU reformiert werden müsse, so z. B. Polens Ministerprä-

Abb. 1 Treffen der Visegrád-Gruppe mit der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel am 28.8.2016: 
(von links) der slowakische Ministerpräsident Robert Fico, Bundeskanzlerin Angela Merkel, die polnische 
Ministerpräsidenten Beata Szydlo, der polnische Ministerpräsident Viktor Orban sowie der tschechische 
Ministerpräsident Bohuslav Sobotka © Jakob Ratz, picture alliance, Pacific Press Agency, 
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sidentin Beata Szydlo.»Die EU muss zu ihren 
Wurzeln zurückkehren. Sie muss sich verstärkt um 
die Angelegenheiten der Bürger kümmern und weni-
ger um die der Institutionen«, sagte Szydlo. Nach 
Ansicht der Visegrád-Staaten würden derzeit 
die Erwartungen der Europäer an die EU nicht 
erfüllt. Doch der bevorstehende Austritt 
Großbritanniens sei eine Chance, die EU 
durch Reformen zu stärken. So sollten nun-
mehr endlich mehr die Entscheidungen sou-
veräner Staaten respektiert werden, sagte 
Szydlo.

Stimmen in Deutschland und 
Frankreich wollen ein 
Kerneuropa – in Polen malt man 
einen »Superstaat« aus

»Unsere beiden Länder verbindet ein gemeinsames 
Schicksal und eine gemeinsame Werteordnung. 
Beides zusammen bildet die Grundlage für eine im-
mer engere Union unserer Völker. Wir werden da-
her weitere Schritte in Richtung einer Politischen Union in Europa un-
ternehmen, und wir laden die anderen europäischen Staaten ein, sich 
uns in diesem Unterfangen anzuschließen.« Steinmeier/Ayrault, 
27.6.2016
Dazu betonten die Außenminister der Visegrád-Staaten in aller 
Deutlichkeit, die EU-Mitgliedstaaten würden so die Kontrolle 
über ihre eigenen Grenzen und die Maßnahmen für die Aufnahme 
oder Verteilung von Flüchtlingen verlieren. Der polnische Außen-
minister wurde noch deutlicher: »Das ist keine gute Lösung (…) Die 
Stimmung in den europäischen Gesellschaften ist unterschiedlich. Europa 
und unsere Wähler wollen die Union nicht in die Hände von Technokraten 
übergeben.«
Bei einem Treffen der Ministerpräsidenten der Visegrádstaaten 
mit der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel brachte es der 
polnische Außenminister auf den Punkt: »Was in dem Zusammen-
hang euphemistisch (= beschönigend) ‚Umverteilung’ genannt wird und 
wir als ‚Zwangsumsiedlung’ bezeichnen, kann bei uns nicht akzeptiert 
werden. Polen hat schlechte Erfahrung mit dem Begriff der Umsiedlung.« 
Ein weiteres Argument in der Debatte in Osteuropa lautet, die 
Flüchtlinge aus dem Süden würden, im Osten untergebracht, frü-
her oder später ohnehin in das für seine Sozialleistungen be-
kannte Westeuropa abwandern. Es sei denn, man »kaserniere« 
sie oder versorge sie so großzügig, dass dann ein Flüchtling auf 
Anhieb mehr erhielte als viele einheimische Rentner.

Europaparlament fordert regelmäßige 
Demokratie-Kontrolle aller EU-Staaten

Zusätzliche Probleme beschäftigten nicht nur die Europäische 
Kommission, sondern auch das Europäische Parlament. So for-
derte z. B. das EP angesichts von rechtsstaatlichen Rückschritten 
in Ländern wie Polen und Ungarn Konsequenzen: Ein regelmäßi-
ger Demokratie-Check soll nunmehr Europa vor einem schlei-
chenden Werteverfall bewahren. Das Europaparlament hat aus 
Sorge vor einem Abbau von Demokratie in Polen, Ungarn und an-
deren EU-Staaten gar zukünftig eine regelmäßige Überprüfung 
der politischen Zustände in allen Mitgliedsländern gefordert. Die 
Europäische Union sei schließlich eine »Wertegemeinschaft«, die 
auf der Achtung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und der 
Menschenrechte beruhe. Derzeit gebe es aber keinen Mechanis-
mus, mit dem die Einhaltung dieser Prinzipien effizient durchge-
setzt werden könne.
Das Straßburger Parlament schlägt daher einen »EU-Pakt für 
 Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte« vor. Nach sei-
nen Vorstellungen soll eine unabhängige Expertengruppe einmal 

jährlich prüfen, ob »die Rechtsvorschriften und Gepflogenhei-
ten« aller Mitgliedsstaaten weiterhin mit den Kriterien und ge-
meinsamen Werten übereinstimmen, auf denen die EU beruhe.

Ungarn – Eine SWOT-Analyse

Luxemburgs Außenminister Jean Asselborn forderte am 13.9.2016 
sogar öffentlich, Ungarn aus der EU auszuschließen. »Wir können 
nicht akzeptieren, dass die Grundwerte der Europäischen Union massiv 
verletzt werden«, sagte Asselborn der »Welt«. Wer wie Ungarn 
Zäune gegen Kriegsflüchtlinge baue oder die Pressefreiheit und 
die Unabhängigkeit der Justiz verletze, sollte vorübergehend oder 
dauerhaft »aus der EU ausgeschlossen werden«, sagte Asselborn. Un-
garn hätte »heute keine Chance mehr, EU-Mitglied zu werden«. Die EU 
könne ein »solches Fehlverhalten« wie im Fall Ungarns nicht tolerie-
ren, sagte der Außenminister. Der Ausschluss wäre »die einzige 
Möglichkeit, um den Zusammenhalt und die Werte der Europäischen 
Union zu bewahren«. Asselborn forderte zugleich, die bei einer Sus-
pendierung der Mitgliedschaft nötige Einstimmigkeit im EU-Ver-
trag zu ändern: »Es wäre hilfreich, wenn die Regeln so geändert würden, 
dass die Suspendierung der Mitgliedschaft eines EU-Landes künftig keine 
Einstimmigkeit mehr erfordert.«
Das »Forum für Mittelost- und Südosteuropa« (Fomosa) unterzog 
Ungarn Ende 2016 einer aus der Ökonomie stammenden SWOT-
Analyse. Die SWOT-Analyse (engl. Akronym für Strengths (Stär-
ken), Weaknesses (Schwächen), Opportunities (Chancen) und 
Threats (Bedrohungen) ist ein Instrument der strategischen Pla-
nung. Sie dient insbesondere der Positionsbestimmung und der 
Strategieentwicklung von Unternehmen und anderen Organisa-
tionen.
Stärken (»strengths«): »Die ungarische Regierung ist seit 2010 an der 
Macht. Premierminister Viktor Orbán und Präsident János Áder sind seit 
sechs bzw. vier Jahren im Amt und verfügen über eine lange politische Er-
fahrung. Die eigene Wählerschaft, aber auch weite Teile der politischen 
Opposition, stehen überwiegend hinter dem Staat Ungarn, wie bei den 
Feierlichkeiten rund um die Ungarische Revolution von 1959 zu erkennen 
war. Das Parteiensystem ist stabil, es sind keine großen Umbrüche zu er-
warten, allgemein ist die Lage im ungarischen Parlament aktuell stabil.« 
Schwächen (»Weakness«): »Die regierende Fidesz-Partei steht derzeit 
stark in der Kritik. Ihr werden demokratisch nicht legitimierte Handlun-
gen vorgeworfen, so etwa die zeitweilige Schließung der oppositionellen 
Zeitung “Népszabadság”. (…). Die starken staatlichen Eingriffe werden 
von weiten Teilen der Bevölkerung als nicht legitim empfunden, was die 
Spaltung der Wählerschaft aber auch der Parteien weiter vergrößert hat. 
Eine Schwäche ist die fehlende Macht der Opposition im Parteiensystem 
wie auch die schwache Position ungarischer Nicht-Regierungs-Organisa-

Abb. 2 »Alles in Ordnung hier. Warum fragen Sie?« © Gerhard Mester, 2016
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tionen im gesamtstaatlichen Kontext. Im europäischen Vergleich hinkt 
Ungarn hier deutlich hinterher.
Chancen (»Opportunities«): Die EU-Mitgliedschaft ist vor allem 
für die ungarische Wirtschaft von Nutzen. Schließlich sind der 
Profit vom Binnenmarkt und von der Zollunion, aber auch die EU-
Fördergelder von großem Nutzen. Hierin liegt nach wie vor gro-
ßes Potenzial. Die EU-freundliche Einstellung der jüngeren Gene-
rationen hat durchaus politisches Gewicht. 
Bedrohungen (Threats): »Die allgemeine rechtspopulistische Tendenz 
auf weltpolitischer Ebene ist eine handfeste Bedrohung für die europa-
freundliche Ausrichtung Ungarns. Die Tatsache, dass häufig Grenzen 
überschritten werden, wie im Falle des Grenzzauns zu Serbien, sorgt für 
Spannungen. Die Ausrichtung der Regierung ist weiterhin zu beobachten, 
auch hinsichtlich demokratischer und pluralistischer Grundprinzipien. Zu-
dem ist die Popularität der rechtsradikalen Partei »Jobbik« ein Faktor für 
eine bedrohliche Konstellation im ungarischen Parteiensystem. Nicht zu-
letzt stellt Ungarns Ausrichtung hin zu China und zu den übrigen Vise-
grád-Staaten eine Konkurrenz für eine integrative EU-Politik dar.« (vgl. 
fomosa 2016).

Polen

Seit Herbst 2015 ist in Polen eine nationalkonservative Regierung 
unter Ministerpräsidentin Beata Szydlo im Amt. Sie entmachtete 
kurz nach dem Wahlsieg der Partei »PiS« (»Recht und Gerechtig-
keit«) weitgehend das polnische Verfassungsgericht, was aller-
dings kurz darauf das oberste Gericht als verfassungswidrig 
 bezeichnete. Die Regierung ignorierte das dennoch. Auch die öf-
fentlich-rechtlichen Medien werden seither staatlich stärker kon-
trolliert. Politische Beobachter sprechen zudem davon, dass das 
eigentliche Machtzentrum nunmehr beim Parteivorsitzenden der 
PiS, Jaroslaw Kaczynski, liege.  
Verschiedene Oppositionsgruppen demonstrieren nicht zuletzt 
auch deshalb regelmäßig gegen die Regierung. Für die Opposi-
tionspolitikerin Kamila Gasiuk-Pihowicz von der liberalen Partei 
»Nowoczesn« ist die derzeitige Situation in Polen ein kaum nach-
vollziehbares Phänomen: »Vor knapp zwölf Monaten hat die Regie-
rungspartei PiS einen Krieg gegen die polnische Demokratie begonnen. 
Gleichzeitig wurden Posten in den staatlichen Unternehmen an inkompe-
tente PiS-Politiker und ihre Verwandten verteilt. Die Staatsverschuldung 
hat eine Rekordhöhe erreicht. Kurzum: Ein Jahr der PiS-Regierung ist für 
Polen ein verlorenes Jahr.« (Tagesschau, Nov. 2016)
Im Streit über die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien hat nun 
auch die EU-Kommission Polen eine Frist für Nachbesserungen 

gesetzt. Der Vizepräsident der EU-Kommis-
sion, Frans Timmermans, sagte, die Regie-
rung habe drei Monate Zeit, Empfehlungen 
aus Brüssel umzusetzen und die Justizreform 
zu entschärfen. Gebe es keine zufriedenstel-
lende Lösung, seien Sanktionen möglich, die 
bis zum Entzug von Stimmrechten reichen 
könnten. Es ist das erste Mal, dass die Brüs-
seler Behörde ein Verfahren gegen ein Mit-
gliedsland wegen möglicher Verletzungen 
der Rechtsstaatlichkeit eröffnet und dabei 
auch auf die Reformen am Verfassungsge-
richt verwiesen hat. Am Ende des Verfahrens, 
das sich womöglich noch Jahre hinziehen 
kann, könnte theoretisch der Entzug der pol-
nischen Stimmrechte im EU-Rat drohen. Da-
für wäre allerdings bislang die Zustimmung 
aller anderen EU-Staaten notwendig. 

»Kerneuropa« als Alternative? 

Sowohl die französische als auch die deut-
sche Regierung brachten nach der Brexit-

Entscheidung und den Antworten aus den Visegrád-Staaten im-
mer wieder die These von einem Kerneuropa bzw. einem »Europa 
der zwei Geschwindigkeiten« ins Gespräch. Allerdings sind auch 
Stimmen zu hören, die auf eine konsequente Fortsetzung der 
 Integration aller verbliebenen 27 Mitgliedstaaten setzen.
Wesentlich deutlicher artikuliert sich dazu seit langem der deut-
sche Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas: Gerade nach 
dem Brexit-Votum verteidigte Habermas diese Idee eines soge-
nannten Kerneuropas, ausgehend von der Eurozone, erneut:. 
»Es stimmt, gegen diesen Plan wird der Vorwurf der ‹Spaltung› erhoben«. 
Der Vorwurf sei aber unbegründet. »Denn erst ein funktionierendes 
Kerneuropa könnte die in allen Mitgliedstaaten polarisierten Bevölkerun-
gen vom Sinn des Projekts überzeugen.« Dann »könnten auch jene Bevöl-
kerungen, die einstweilen lieber an ihrer Souveränität festhalten wollen«, 
nach und nach für den Beitritt und die weitere Vertiefung gewon-
nen werden. 
An die Adresse Deutschlands gerichtet heißt das:
»Die Bundesrepublik müsste ihren Widerstand gegen eine engere finanz-, 
wirtschafts- und sozialpolitische Kooperation aufgeben, und Frankreich 
müsste zu entsprechenden Souveränitätsverzichten bereit sein«, sagte 
Habermas zu den Voraussetzungen für ein solches engere Eu-
ropa. 
Der Philosoph beobachtet dabei mit großer Sorge die neuen 
rechten Protestbewegungen in Europa: »Das Votum der britischen 
Wähler spiegelt auch etwas vom allgemeinen Krisenzustand der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten. In den Ergebnissen der Wähleranalyse wiederholt 
sich das Muster, das wir bei der Wahl des österreichischen Bundespräsi-
denten und ebenso bei unseren letzten Landtagswahlen kennengelernt 
haben. Die vergleichsweise hohe Wahlbeteiligung spricht dafür, dass es 
dem populistischen Lager gelungen ist, Teile der Nichtwähler zu mobilisie-
ren.« Sie rekrutierten sich überwiegend aus den Randgruppen der 
Bevölkerung, die sich »abgehängt« fühlten, so Habermas. Erst ein 
funktionierendes Kerneuropa könnte die in allen Mitgliedstaaten 
polarisierten Bevölkerungen vom Sinn des Projekts überzeugen. 
Habermas schlägt vor, die Eurozone zu einem »künftigen Kerneu-
ropa« auszubauen. Allerdings müssten die Staaten, die ein sol-
ches Kerneuropa bildeten, den Bürgern zu erkennen geben, dass 
sie die Probleme, die bei vielen Angst vor dem sozialen Abstieg 
und das Gefühl des Kontrollverlusts verursachten, auch tatsäch-
lich angehen: »Sozialstaat und Demokratie bilden einen inneren Zusam-
menhang, den in einer Währungsgemeinschaft nicht mehr der einzelne 
Nationalstaat allein verbürgen kann.«
Die Politologin Gesine Schwan warnte dagegen nach dem Aus-
stiegs-Referendum in Großbritannien vor einer Rückbesinnung 
auf ein sogenanntes Kerneuropa mit wenigen Staaten. Deutsch-

Abb. 3 »Komfortable Zwischenlage« © Heiko Sakurai, 5.1.2016
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land sei in den vergangenen 
Jahren erneut zu einer do-
minierenden Macht in der 
EU geworden, sagte Schwan 
im Deutschlandfunk. In ei-
nem Kerneuropa würde es 
als noch dominanter wahr-
genommen werden. Die 
 SPD-Politikerin Schwan sagte 
 weiter, unter einem Kern von 
z. B. sechs Staaten würde 
Deutschland noch viel stär-
ker wahrgenommen als unter 
28. Sie plädierte deshalb für 
eine neue Austarierung der 
politischen Kräfte im Sinne 
der Subsidiarität. Ihrer An-
sicht nach seien die EU und 
die Nationalstaaten derzeit 
bereits zu dominant. Deswe-
gen müsse insbesondere die 
souveräne Bürgerpartizipa-
tion in den Kommunen ge-
stärkt werden, zum Beispiel 
auch in der Flüchtlingsfrage.
Wie sollte man sich aber eine 
Vertiefung der Union vorstel-
len, ohne dass die Bürger einen weiteren demokratischen Kont-
rollverlust befürchten müssen? Bislang hatte noch immer jede 
Vertiefung die Europa-Skepsis wachsen lassen. 
Die nach wie vor ungelöste Staatsschulden-Krise einzelner EU-
Mitgliedstaaten, das langfristig sicher anhaltende Flüchtlings-
problem und die aktuellen Sicherheitsfragen werden bereits ak-
tuell als drängendste Probleme diskutiert. Und schon deren 
Beschreibung ist in der Runde der noch 28 Mitglieder des Europä-
ischen Rates nicht konsensfähig. Kompromisse sind nur unter 
kompromissbereiten Partnern möglich, und dafür dürfen die 
Interessenlagen nicht zu weit auseinandergehen. 
Dieses Mindestmaß an Interessenkonvergenz ist nach Habermas 
bestenfalls von den Mitgliedern der Europäischen Währungsge-
meinschaft zu erwarten. Das Krisenschicksal der gemeinsamen 
Währung kettet diese Länder schon seit Jahren, wenn auch auf 
asymmetrische Weise, eng aneinander. Deshalb böte sich die 
Euro-Zone als die »natürliche Definition für den gegebenen Umfang 
eines künftigen Kerneuropas« an. Wenn diese Länder ihren politi-
schen Willen zur intensiveren Integration erklärten, würde der in 
den Verträgen vorgesehene Grundsatz der »engeren Zusammen-
arbeit« die ersten Schritte zur Ausdifferenzierung eines solchen 
Kerns erlauben. 
Eine Einberufung eines notwendigen Verfassungs-Konvents für 
dieses Kerneuropa käme allerdings wohl erst dann infrage, wenn 
die EU ihre Bereitschaft erklärte, die dringendsten politischen, 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Probleme wahrnehm-
bar und auf überzeugende Weise gemeinsam anzupacken. Das 
hieße, es müsste Überlegungen in Richtung einer Sozial- und 
Wirtschaftsunion angestellt werden. Nur dann wären Vertrags-
änderungen und Referenden in einem transnationalen, europäi-
schen Verfassungsstaat mit Aussicht auf Erfolg denkbar. Noch 
erscheinen die nationalen Widerstände dagegen als nahezu un-
überwindlich. Womöglich könnte aber ein deutlicher Druck von 
außen, sei es aus Moskau, Washington oder anderswo her diesen 
Weg weisen.
Angesichts des bevorstehenden 60-jährigen Jubiläums der Römi-
schen Gründungsvertrages der EWG wollte die EU eigentlich eine 
gemeinsame Vision formulieren. Aber auch hier zeigte sich die 
Uneinigkeit über die Zukunft oder gar die Finalität der EU: Nach 
wie vor bleibt die Frage offen: Rückbau oder Vertiefung?
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M 1  Zuzana Novakova: »25 Jahre Vise-
grád-Gruppe: Auf einem gemein-
samen Weg der gemeinsamen Idee«, 
Körber-Stiftung, 30.10.2016

Nach dem turbulenten Beginn der noch tur-
bulenteren 1990er Jahre wirkte eine liberale 
Demokratie wie die Endstation für den Konti-
nent nach einer langen Reise voller Konflikte 
und Krisen. Während dieser Ära eines »libera-
len Siegs« wurde Mitteleuropa wiedergebo-
ren. Zur selben Zeit und mit denselben Zielen 
wurde auch die Visegrád-Kooperation ge-
gründet. Als die sogenannten V4 wollten 
Tschechien, Ungarn, Polen und die Slowakei 
von nun an zusammenarbeiten, sich vom 
Erbe der Nachkriegszeit unter sowjetischer 
Herrschaft befreien und nach Europa zurück-
kehren. Viele Oden an die Bedeutung dieser 
Kooperation sind schon geschrieben wor-
den, die liberalen Ideen folgte und eine wich-
tige Rolle spielte für die Annäherung jener 
Staaten an den Westen Europas. Nachdem 
alle Visegrád-Länder der EU beigetreten wa-
ren und damit gleichzeitig demokratische 
Institutionen und eine liberale Marktwirt-
schaft angenommen hatten, schien ihr gemeinsamer Weg an ei-
nem guten Ziel angekommen zu sein. Doch inzwischen hatte sich 
die gemeinsame Idee verändert – und wie sie nun aussieht, ist 
nicht erkennbar, Doch seitdem haben sich die gemeinsamen 
Werte- und Zielvorstellungen geändert. Die Welt ist nicht mehr 
überzeugt davon, dass das liberale System das einzig Wahre ist. 
Während der ersten Treffen der V4 schien der Übergang zur De-
mokratie noch ein linearer Weg zu sein, dessen Ziel außer Frage 
stand. Das alte System musste aufgebrochen werden, die neu 
entstandene Elite musste einen Konsens finden, Institutionen 
zum Schutz der neuen Gesetze mussten geschaffen werden. Ein 
Land mag während dieses Wandlungsprozesses einmal stecken-
bleiben, sich gar zurückentwickeln (wie die Slowakei es in der 
Mitte der 1990er Jahre tat), das Ziel aber blieb klar. Die Frage war 
nicht, wohin die Reise geht, sondern lediglich, wann sie beginnt.
Die liberale Demokratie war damals die einzige Option. Das trifft 
heute nicht mehr zu. Radikale Stimmen in den Regierungen schei-
nen inzwischen normal zu sein. Immer mehr Menschen setzen ihr 
Kreuz in den Wahlurnen hinter den extremistischen Parteien. 
Wenn die Wähler nach Alternativen rufen, werden noch mehr po-
pulistische Parteien gegründet, viele von ihnen engstirnig, intole-
rant, gegen das System. Diese neue Normalität wirft die Frage 
auf, wie sehr der EU-Beitritt wirklich dazu beigetragen hat, demo-
kratische Standards in der Region zu etablieren.
Neben den abweichenden Stimmen der populistischen Parteien 
wurde auch die Kooperation der V4 wiederbelebt. Die »jüngsten 
Entwicklungen haben bewiesen, dass die V4 die EU genauso brauchen wie 
die EU die Visegrád-Länder«, heißt es in der jüngsten Erklärung der 
Premierminister der V4-Staaten. Und tatsächlich, die EU braucht 
viel mehr offene Debatten und jede offene Debatte braucht eine 
Vielzahl unterschiedlicher Ansichten. Visegrád hat sich zu einer 
Plattform entwickelt, auf der eine provokative Vielzahl solcher 
Ansichten zusammengebracht werden, von der Ablehnung der So-
lidaritätsmaßnahmen der EU (vor allem in Bezug auf die Flücht-
lingskrise) bis zur Uneinigkeit über eine gemeinsame außenpoliti-
sche Position der EU (beispielsweise in Bezug auf die Sanktionen 
gegen Russland).
Eine vielseitige Diskussion gehört zu einer Demokratie, doch ei-
nige Meinungen innerhalb der V4-Länder sind oft nicht vereinbar 
mit liberalen und demokratischen Werten. Im Gegensatz zu den 

frühen 1990er Jahren, als eine gemeinsame Geschichte und ein 
gemeinsamer Diskurs die Sehnsüchte in der Region bestimmten, 
wird man heute Zeuge einer Kakophonie populistischer Töne. (…) 
Ein bedeutendes Beispiel dafür ist die Annäherung der V4 an ihre 
östlichen Nachbarn. In Anbetracht ihrer historischen Erfahrung, 
könnte man meinen, dass die Gruppe einer werteorientierten 
 Herangehensweise folgt. Möglicherweise mit Rücksicht auf jene 
Länder, die sich erst kürzlich von ihrer sowjetischen Vergangen-
heit befreit haben. Doch ganz im Gegenteil: Die Gruppe lässt jede 
einheitliche Politik gegenüber ihren östlichen Nachbarn vermis-
sen. Die größte Kluft durch die Visegrád-Länder ist die Uneinig-
keit über die Rolle Russlands. Hier trennt sich Polen von den an-
deren Mitgliedsstaaten. Doch auch zwischen der Exekutive und 
Legislative der anderen drei Länder zieht sich ein Graben.
Die Wahrnehmung des Ukraine-Konflikts reflektiert das unter-
schiedliche historische Erbe, weckt gemeinsame Erinnerungen. In 
Polen herrscht weitgehende Übereinstimmung innerhalb der Re-
gierung und Opposition, die den Konflikt aus ihrer eigenen histo-
rischen Erfahrung betrachten, die Russland als den Angreifer 
wahrnimmt. Selbst die radikalen rechten Strömungen im Land 
sind weniger pro-russisch als ihre Pendants in den anderen Vise-
grád-Ländern. (…) 

© Zuzana Novakova: »25 Jahre Visegrád-Gruppe: Auf einem gemeinsamen Weg weg von 
der gemeinsamen Idee«, Körber-Stiftung, 30.10.2016, https://www.koerber-stiftung.de/
themen/russland-in-europa/beitraege-2016/25-jahre-visegrad-gruppe-auf-einem- 
gemeinsamen-weg-weg-von-der-gemeinsamen-idee.html

M 2  Die polnische Ministerpräsidentin Beata Szydlo, der ungarische Ministerpräsident Viktor Orban, 
der tschechische Ministerpräsident Bohuslav Sobotka sowie der slowakische Ministerpräsident 
Robert Fico am 15.2.2016 auf einer Feier zum 25-jährigen Bestehen der Visegrád-Gruppe in Prag  
 ©Filip Singer, picture alliance, dpa
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M 3  Sven Astheimer: »Polen zuerst«, 
FAZ, 6.2.2015

Die Regierung braucht verlässliche Partner in 
der Wirtschaft. Das ist Merkels Chance. 
Wenn Angela Merkel (…) in Warschau landet, 
könnte ihr im doppelten Sinne der Durchblick 
schwerfallen. Denn zum einen wird die Bun-
deskanzlerin nach ihrer jüngsten Türkei-Vi-
site abermals Gesprächspartnern gegen-
übersitzen, die deutsche Appelle zur 
Innen- oder Flüchtlingspolitik bestenfalls mit 
steinernen Mienen quittieren dürften. Zum 
anderen kämpfen Polens Hauptstadt und 
weite Teile des Landes seit Wochen mit hart-
näckigem Smog. Besonders schlimm ist die 
Lage im Süden. Längst sind zulässige Werte 
für die Feinstaubkonzentration in der Metro-
pole Krakau überschritten, die berühmte 
Burganlage Wawel zeichnet sich auf man-
chem Erinnerungsfoto nur noch in Umrissen 
ab. Skifahrer in den Karparten tragen Atem-
masken. Auslöser dieser chinesischen Ver-
hältnisse ist die Heizsaison in einem Land, 
das 90 Prozent seiner Energie immer noch 
aus Kohle gewinnt. Nicht nur, dass in vielen 
Haushalten während der kalten Wintertage veraltete Kohleöfen 
bollern. Häufig wird darin alles verfeuert, was Brennwert besitzt, 
vom Plastik- bis zum Hausmüll. Und was macht die Regierung? 
Während Ministerpräsidentin Beata Szydlo das Problem anzuge-
hen verspricht, will ihr Umweltminister als Lösung auf noch mehr 
polnische Kohle setzen, weil diese qualitativ der importierten 
überlegen sei. Kohle ist eben gut für Polen.
Polen zuerst – in Anlehnung an den Wahlspruch des amerikani-
schen Präsidenten ließe sich darauf die Handlungsmaxime zu-
spitzen, mit der die Partei »Recht und Gerechtigkeit« das Land 
seit ihrem Wahlsieg Ende 2015 regiert. Parteichef Jaroslaw Ka-
czynski, der auch ohne Regierungsamt als eigentliches Machtzen-
trum gilt, hat lange vor Trump einen Wahlkampf gegen »das Esta-
blishment« geführt. Zwar hat das größte der jungen EU-Mitglieder 
aus Mittel- und Osteuropa seit dem Beitritt 2004 eine beachtliche 
wirtschaftliche Erfolgsgeschichte geschrieben. Doch profitierte 
während der Aufschwungjahre unter dem liberalen Ministerpräsi-
denten Donald Tusk nur ein Teil der Bevölkerung von den Segnun-
gen der Marktwirtschaft. 
Während im Finanzdistrikt rund um den Warschauer Hauptbahn-
hof immer neue Wolkenkratzer wie glitzernde Symbole des neuen 
Wohlstands in den Himmel ragten, wuchsen im selben Tempo un-
ter Rentnern und auf dem Land die materiellen Zukunftsängste. 
Nirgendwo in der EU sind die Verdienstunterschiede so groß wie 
in Polen. Gleichzeitig sichert der noch junge Wohlfahrtsstaat oft 
nur die gröbsten Lebensrisiken ab.
Deshalb konnte Kaczynski nicht nur die »Abgehängten« mit sei-
nem Versprechen von Wohlstand für alle hinter sich vereinen. 
Auch junge Familien, die sich trotz zweier in Vollzeit arbeitender 
Eltern durch den Alltag hangeln müssen, setzten ihr Kreuz in der 
Hoffnung auf mehr soziale Sicherheit. Mit dem neuen Kindergeld 
wurde 2016 ein zentrales Wahlversprechen umgesetzt. Die wahre 
Bedeutung der umgerechnet rund 115 Euro netto im Monat lässt 
sich erst im Verhältnis zum durchschnittlichen Bruttomonatsver-
dienst von etwa 930 Euro ermessen. In der Bevölkerung hat das 
der Regierung viele Pluspunkte gebracht, während die Opposi-
tion erhebliche Auflösungserscheinungen zeigt.
Doch solche Ausgaben wollen finanziert werden. Gerade hat das 
Statistikamt ein Wachstum von 2,8 Prozent im vergangenen Jahr 
ausgewiesen. Das ist deutlich weniger als vorhergesagt, und, was 
noch schwerer wiegt, es liegt auch klar unter den letzten Ergeb-
nissen der Vorgängeradministration. Dabei sollte doch alles bes-
ser werden.

Finanziert wurde der Aufschwung der Vergangenheit zum einen 
durch Milliardenzahlungen der EU, zum anderen durch ausländi-
sche Investoren. Während Polen auch in dieser Haushaltsperiode 
von Brüssel gut bedacht wird, droht der Kapitalzufluss aus dem 
Ausland zum Rinnsal zu verkümmern. Zwar hat Kaczynski anders 
als Trump nie direkte Drohungen gegen internationale Konzerne 
ausgesprochen. Doch die Härte und die Konsequenz, mit denen 
Justiz und Medien im Land neu geordnet werden, haben unter In-
vestoren alte Ängste vor hoher Rechtsunsicherheit neu belebt. 
Die Machthaber in Warschau sind dabei, den Ruf des Landes als 
sicherer Hafen in der Region zu verspielen. In der jüngsten Han-
delskammerumfrage unter Investoren verlor Polen deshalb schon 
seinen Spitzenplatz an Tschechien. Viele Projekte sind zwar nicht 
gekippt, liegen jedoch auf Eis.
Diese Unsicherheit könnte Merkel in die Hände spielen, wenn sie 
mit Szydlo, Kaczynski und Staatspräsident Duda über wirtschaft-
liche Themen spricht. Denn Polen braucht verlässliche Partner, 
und die traditionellen Bande in den angelsächsischen Raum müs-
sen auch an der Weichsel erst neu geknüpft werden. Gemeinsame 
ökonomische Interessen gibt es weiterhin viele. Wie Deutschland 
mit Frankfurt versucht sich auch Warschau als kontinentales Aus-
weichquartier für die Finanzbranche nach dem Brexit in Stellung 
zu bringen. Schon weil die polnische Industrie eng mit der deut-
schen verwoben ist, kann auch dort niemand Interesse an wach-
sendem Protektionismus und neuen Hürden für den Welthandel 
haben. Kaczynski und Co. können es sich derzeit nicht leisten, 
verlässliche Wirtschaftspartner vor den Kopf zu stoßen. Das ist 
Merkels Chance.

©  Sven Astheimer: »Polen zuerst«, FAZ GmbH,  Frankfurt am Main,  6.2.2015, S. 15

M 4  »Noch ist Polen nicht verloren!« (links Ministerpräsidentin Beata Szydlo, rechts der PiS-Vorsitzende 
Jaroslaw Kaczynski © Gerhard Mester, 6.9.2016
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M 6  Irene Hahn-Fuhr / Gert Röhrborn (2016): »Polen er fordert 
einen zweiten Blick«, Frankfurter Rundschau, 3.11.2016

Wer den Erfolg der Partei »Recht und Gerechtigkeit« (PiS) ver-
stehen will, muss zur Kenntnis nehmen, dass sie einen gesell-
schaftlichen Nerv trifft. Polen ist in den Augen vieler Bürger durch 
ungleiche ökonomische Chancen und politische Gestaltungs-
möglichkeiten geprägt. Der Wahlsieg vor einem Jahr beruhte auf 
dem Versprechen eines konservativen Wohlfahrtsstaats. Dieser 
sollte der in der Transformation benachteiligten Arbeiterschaft 
»ihre Würde zurückgeben«, mehr Bürgerbeteiligung ermöglichen 
sowie die Verantwortlichen für Korruption bestrafen. Die 
 Wirtschafts- und Sozialpolitik ist das Herz des konservativen Mo-
dernitätsversprechens der PiS. Sie punktet mit dem neuen 
 Kindergeld »500+« und der Ankündigung eines umfassenden 
Wohnungsbauprogramms. Eine Steuerreform soll Geld in die 
Staatskassen spülen, für eine gerechtere Lastenverteilung sorgen 
und die zunächst kreditfinanzierte Sozialpolitik gegenfinanzie-
ren.
Der »Morawiecki-Plan« setzt auf Hochtechnologiestandorte, die 
Stärkung nationaler Champions und die Renationalisierung von 
Banken. Am Beispiel der Energiepolitik zeigt sich hingegen, wie 
schwer sich die Regierung mit dem Austarieren konträrer Interes-
sen tut. Offiziell kämpft sie weiterhin für die Kohle – auch weil 
viele Bergarbeiter zu ihrer Klientel gehören. Dabei wissen die Ver-
antwortlichen um die Notwendigkeit eines strukturellen Wandels 
und versuchen sich daher etwa beim Ausbau erneuerbarer Ener-
gien pragmatisch zu geben. In konkreten Politikfeldern erinnert 
dieser Kurs an die alte Sozialdemokratie im Westen.
Im ersten Jahr seit der Wahl hat Kaczynski durch seine Politik des 
divide et impera auch ungewollte Effekte erzielt: eine breite ge-
sellschaftliche Mobilisierung gegen die gezielte Schwächung des 
Verfassungsgerichtes sowie die Verschärfung des strikten Abtrei-
bungsrechts. In beiden Fällen hat die PiS die Mehrheitsmeinung 
gegen sich, dennoch bleibt sie bisher Herrin des Verfahrens. Im 
Bildungsbereich steht die nächste Protestwelle ins Haus.
Ohne Zweifel hat Jaroslaw Kaczynski klare Vorstellungen einer 
Staatsräson für seine »geistig-moralische Wende«. Die Schlag-
wörter »Rechtspopulismus« und »Orbanisierung« sind hier irre-
führend. Der historische und gegenwärtige politische Einfluss der 

katholischen Kirche, als 
 deren Schutzpatron sich 
der Parteivorsitzende ver-
steht, ist im Gegensatz zu 
Ungarn direkter. Orbán 
strebt eher nach postmoder-
ner Oligarchisierung. Ka-
czynski zeigt einen Hang zu 
klerikalem und volkstümeln-
dem Traditionalismus. Ihre 
wesentliche Gemeinsamkeit 
liegt heute wohl in der Instru-
mentalisierung von Auslän-
derfeindlichkeit und einer 
unterschwelligen Angst vor 
kultureller Überfremdung.
Die Stärke der PiS ist die 
Schwäche der Opposition. 
Die vorherige Regierungs-
partei PO ist nach der Nieder-
lage durch interne Führungs-
kämpfe paralysiert und steht 
wegen vermeintlicher Skan-
dale am Pranger. Der neuen 
Hoffnungsträgerin der libe-
ralen Mitte im Sejm, »Nowo-
czesna«, fehlt jedoch das von 
der Mehrheit gewünschte so-
ziale Gesicht, sie steht sym-

bolisch für die Transformationsgewinner. Das linke Spektrum 
bleibt trotz der Neugründung »Razem« weiterhin nahezu bedeu-
tungslos. Neben personellen Schwächen ist die PiS sozialpolitisch 
schwer links zu überholen.
Trotz euroskeptischer Stimmen aus den Reihen der PiS wäre es ein 
Fehler, die Partei als Ganze in eine europafeindliche Ecke zu stel-
len. Vielmehr wäre es gut zur Kenntnis zu nehmen, dass Polen im 
Allgemeinen und die PiS im Speziellen eigene Vorstellungen von 
europäischer Kooperation und Integration vertritt. Dabei handelt 
es sich auch ein Jahr nach dem Wahlerfolg noch immer um medi-
ale Kampagnen der »Rückgewinnung polnischer Souveränität«. 
Diese sollten nicht davon ablenken, dass jede Gesellschaft ihre 
eigene Interpretation »europäischer Solidarität« entwickelt.
So ist auch Polen an einer verlässlichen, gemeinschaftsorientier-
ten EU-Politik interessiert. Das von Deutschland vorangetriebene 
Nord-Stream-Pipelineprojekt hat nicht nur aus polnischer Sicht 
die Einigkeit europäischer Energiepolitik stark erschüttert. Ge-
rade wegen der unterschiedlichen Wahrnehmung europäischer 
Gegenwart ist jetzt eine Rückbesinnung auf die besonnene Dis-
kussion und das Erringen sinnvoller Kompromisse notwendig, die 
die vitalen nationalen Interessen aller Mitglieder berücksichti-
gen. Eine starke, dynamische und bürgernahe EU muss kritische 
Stimmen ernster nehmen und nicht pauschal als Populismus ab-
tun. Wenn Deutschland und Polen auf Augenhöhe ihre unter-
schiedlichen Interessen in Einklang bringen, hat die EU gute 
Chancen, ihre gegenwärtigen Herausforderungen zu meistern.

© Irene Hahn-Fuhr/ Gert Röhrborn (2016): »Polen erfordert einen zweiten Blick «, 
 Frankfurter Rundschau, 3.11.2016, www.fr-online.de/gastbeitraege/gastbeitrag-polen-
erfordert-einen-zweiten-blick,29976308,34909908.html

M 5  Stimmenanteil und Zahl der Sitze rechtspopulistischer Parteien in europäischen Parlamenten, Stand 11.12.2015 
 © picture alliance, dpa-infografik
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M 7  Deutschlandradio Kultur (26.11.2016): 
»Gespräch mit dem polnischen 
 Politikwissenschaftler Piotr Buras«

Piotr Buras leitet das Warschauer Büro des Euro-
pean Council on Foreign Relations, ein außenpoli-
tischer Think Tank. Zuvor war er unter anderem 
Berlin-Korrespondent von Polens größter Tages-
zeitung Gazeta Wyborcza. 
Deutschlandradio Kultur: Herr Buras, der 
45. Präsident der USA wird Donald Trump heißen. 
Was meinen Sie? Ist das für Polen eine gute oder 
eine schlechte Nachricht?
Piotr Buras: Ich glaube, das ist für jedes 
Land in Europa und in der Welt eine große 
Überraschung und ein ziemliches Risiko. 
 Davon ist Polen natürlich genauso betroffen 
wie die gesamte Europäische Union, wie 
Deutschland und andere Staaten. Ich glaube, 
das, was Trump so riskant für den Westen, für 
die Welt macht, ist seine Unberechenbarkeit. 
Und das bezieht sich auch auf die Grundsätze 
der polnischen Außenpolitik. Damit meine 
ich die Zukunft der Nato, die Beziehungen 
zu Russland und vieles andere. Also, das ist 
ja zunächst einmal ein großes Fragezeichen. 
Und das ist schon an sich ein ziemliches Problem.
Deutschlandradio Kultur: (…) Die nationalkonservative polnische Re-
gierung hat erstmal den Wahlsieg Trumps begrüßt. Tatsächlich hat ja die 
regierende Partei »Recht und Gerechtigkeit«, abgekürzt PiS, eine gewisse 
ideologische Nähe zu Trump – Betonung der nationalen Interessen, Skep-
sis gegenüber Flüchtlingen und Einwanderern, besonders wenn die Mus-
lime sind, ein Hang zum Populismus. Bedeutet der Sieg Trumps vielleicht 
Rückenwind für die polnische Regierung?
Piotr Buras: Das ist vielleicht etwas übertrieben. Mich hat auch, 
ehrlich gesagt, die Reaktion der führenden polnischen Politiker 
bzw. der regierungsnahen Medien etwas überrascht. Die war sehr 
stark von einer gewissen Schadenfreude gekennzeichnet, Scha-
denfreude darüber, dass die Wähler in den Vereinigten Staaten 
den Eliten, dem politischen Establishment die Leviten gelesen ha-
ben, dass eben dieser verhassten, auch in großen Teilen der PiS-
nahen Milieus in Polen, der verhassten linksliberalen Elite, ja ein 
gewisser Zeigefinger gezeigt worden ist. Und diese Demütigung 
der Linksliberalen, wie das in vielen Kommentaren in Polen apos-
trophiert worden ist, scheint ein Grund für Freude zu sein. Inso-
fern war diese erste Reaktion unter den Nationalkonservativen in 
Polen sehr stark innenpolitisch, ideologisch motiviert. Und diese 
außenpolitischen Aspekte sind größtenteils beiseitegeschoben 
worden. In der polnischen Politik herrscht »ziemliches Chaos«.
Deutschlandradio Kultur: Außenpolitische Aspekte sieht dabei aber 
Ihr Außenminister Witold Waszczykowski durchaus auch. Er wertet den 
Erfolg Trumps als Warnung an die EU, dass nun ernsthafte Korrekturen 
an der europäischen Politik vorgenommen werden müssten. Damit meint 
er sicher die Themen Flüchtlingspolitik und Sicherung der Außengrenzen, 
mit denen ja auch Trump gepunktet hat. Wird Polen gegenüber der EU 
jetzt noch konfliktbereiter auftreten als bisher schon?
Piotr Buras: Das glaube ich nicht. Ich glaube, die ersten Monate 
dieses Jahres, das war ein Test einer neuen Europa- und Außenpo-
litik, wo sich die polnische Regierung ziemlich stark mit der Euro-
päischen Kommission, aber auch mit wichtigen Partnern in der 
EU angelegt hat und wo man versucht hat, mit einem viel stärke-
ren Nachdruck die polnischen Interessen bzw. die polnische Sou-
veränität zu vertreten. Immer diese Aspekte Souveränität, dass 
Polen ein unabhängiger souveräner Staat sei, wo die anderen EU-
Mitgliedsstaaten nicht hineinreden dürfen, das war zentral für 
diese Politik. Und ich glaube, diese Politik hat uns eher an den 
Rand der Europäischen Union hinaus manövriert. Und interes-
santerweise denke ich, dass das in vielen Kreisen in der Regierung 
auch eingesehen wurde. Wobei das Problem der polnischen Euro-

papolitik heute nicht darin besteht, dass sie zu stark nationale 
Interessen vertritt, das tun auch viele andere Regierungen, aber 
dass sie einfach völlig inkonsistent ist. Dass wir unterschiedliche 
Machtzentren in der Regierung haben und dazu noch ein externes 
Machtzentrum in der Person des Parteivorsitzenden Jaroslaw Ka-
czynski und dass eben diese unterschiedlichen Machtzentren sich 
sehr oft auch in die Quere kommen und ihre Politik konterkarie-
ren, einander konterkarieren. Also, dass ja momentan ein ziemli-
ches Chaos in dieser Politik, ist, glaube ich, momentan das größte 
Risiko für die polnische Europapolitik. Polen wünscht eine ein-
heitliche Front gegenüber Russland. (…) 
Deutschlandradio Kultur: (…) Außerdem verliert Polen ja demnächst 
durch den Brexit auch noch seinen engsten Partner innerhalb der EU, die 
ebenfalls europaskeptischen Briten, die ja in der Verteidigungspolitik, 
aber auch generell für Polen eine gewisse Rolle gespielt haben. Wird es 
jetzt nicht sehr einsam für die Polen in Europa?
Piotr Buras: Es wird ziemlich einsam. Sie haben zu Recht auf Bre-
xit hingewiesen. Die neue polnische Regierung, die seit einem 
Jahr im Amt ist, hat Anfang des Jahres Großbritannien zum wich-
tigsten Verbündeten in der Europäischen Union erklärt. Bisher 
galten Deutschland, aber auch Frankreich als die wichtigsten 
Partner. Und dann sechs Monate später hat Großbritannien ent-
schieden, die Europäische Union zu verlassen. Jetzt haben wir 
eine ähnliche Situation mit den Vereinigten Staaten, wo unser 
wichtigster sicherheitspolitischer Partner möglicherweise sich 
völlig anders in der Welt orientiert, als wir das gewohnt sind. Es 
würde sich natürlich anbieten, angesichts dieser völlig neuen 
Konstellation in Europa und im transatlantischen Verhältnis, sich 
etwas stärker mit eben Deutschland und Frankreich zu koordinie-
ren. Es wird nun mühsam umgesetzt, mit vielen Problemen. (…)

© www.deutschlandradiokultur.de/politikwissenschaftler-piotr-buras-es-wird- 
ziemlich-einsam.990.de.html?dram:article_id=372444

M 8   Proteste des »Komitees zur Verteidigung der Demokratie« (KOD) am 11.1.2017 vor dem Sejm, dem 
polnischen Parlament, gegen die von der PiS angestrebten Verfassungsänderungen
 © Michal Fludra, NurPhoto, dpa
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